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Praambel

Der am 31. Januar 2021 gegriindete Landesverband Bremen der Partei dieBasis behauptet
seit dem Bundestagswahlkampf 2021 seinen Platz als demokratische Oppositionspartei im
Land Bremen. Der nachste folgerichtige Schritt ist die politische Mitwirkung und Beteiligung
bei den Landtags- und Kommunalwahlen im Land Bremen im Mai 2023.

Unsere wichtigsten Kernanliegen — unsere drei Alleinstellungsmerkmale gegeniiber allen
anderen Parteien — sind:

« die Starkung direktdemokratischer Entscheidungsbefugnisse der Biirgerinnen und Biirger
auf allen Ebenen,

* die Versachlichung der gesellschaftlichen Debatte um die Pandemiepolitik sowie eine
umfassende Aufarbeitung der Auswirkungen der CoronamaBnahmen auf allen gesell-
schaftlichen Ebenen,

 der konsequente Einsatz fiir eine friedliche Welt ohne Waffen und ohne Wirtschaftskriege
— fiir Blockfreiheit und Wirtschaftskooperation zum allseitigen Vorteil mit allen Landern
der Welt.

Bei politischen MaBnahmen und Verordnungen sollte der Fokus auf dem Wohlergehen der
Biirger liegen. Seit Jahren erleben wir jedoch stattdessen eine ausufernde Kontrolle der Biir-
ger, deren Absicht es zu sein scheint, die Macht einer globalistischen Klasse von Superrei-
chen und ihrer Konzerne weiter auszubauen und abzusichern.

Dazu gehdren die groBen digital-technologischen Konzerne, Presse- und Medienkonzerne,
Pharmakonzerne, Kapitalsammelstellen und Finanzkonzerne sowie riistungsindustriellen Kon-
zerne. Diese agieren iiber supranationale Institutionen und Think-Tanks und wirken immer
totalitarer iber manipulatives Meinungsmanagement, , global governance®, internationale
Organisationen und Korruption auf die Regierungstatigkeit ein.

Anstelle dieser globalistischen Vision eines ,New Normal* mit Hilfe eines sogenannten Neu-
starts (,Reset“) von oben vertritt die Partei dieBasis die Idee der demokratischen Erneuerung
von unten.

Arbeiter, Angestellte, Selbstandige und Unternehmer ebenso wie Rentner, Studenten und Men-
schen ohne eigenes Einkommen — wir sind eine pluralistische Partei, hervorgegangen aus
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giner breiten Biirgerbewegung. Unsere Partei spricht Menschen unterschiedlicher Schichten,
Herkunft und Kulturen an. All diese Menschen verbindet das Interesse an nationaler Souvera-
nitat, einem funktionierenden demokratischen Rechtsstaat, an sozialer Gerechtigkeit und
einer friedlichen Welt. Wir bringen — milieu-iibergreifend und bisherige Parteikonzepte iiber-
windend — verschiedene oppositionelle Netzwerke im Land Bremen zusammen und fordern
ihre Vertretung auf allen landes- und kemmunalpolitischen Ebenen.

Gleichzeitig setzen wir uns auf allen Ebenen der Politik fiir direktdemokratische Entschei-
dungsbefugnisse der Biirgerinnen und Biirger ein. Im Sinne einer Ausweitung der Volksgesetz-
gebungskompetenz stellen wir dem Parlament direktdemokratische Entscheidungsstrukturen
als Mitgesetzgeber zur Seite. Elemente einer solchen Volksgesetzgebungskompetenz sind:
direkte Wahl von Amtstragern, Volksabstimmungen, direkte Einflussnahme auf Haushalts-
abstimmungen und alle Abstimmungen in der Bremischen Biirgerschaft sowie das Recht des
Souverans, jederzeit eine Landesregierung, ein Kabinett oder Teile davon abzuwahlen.

Da wir als Partei dieBasis die Selbstermachtigung der Biirger im Sinne der Direkten Demokra-
tie vertreten, liegt es uns fern, ein ,fertiges” und bis in kleinste Detail ausgearbeitetes Lan-
desprogramm zu prasentieren. Vielmehr haben wir in vielen Arbeitsgruppen und lebhaften
Debatten in Vollversammlungen gemeinsame Ziele und Forderungen erarbeitet (, konsen-
siert”), die wir im Folgenden vorstellen mdchten.



1
Medien

Voraussetzung fiir politische Entscheidungen durch die Biirger sind umfassende und ausge-
wogene Informationen und ein offener Debattenraum. Daher sind die Medien, und hier vor
allem der dffentlich-rechtliche Rundfunk, zu demokratisieren.

Kernpunkte unserer langfristigen Vision sind:

* Verpflichtung von Presse und Rundfunk zu Vielfalt, Sachlichkeit und einer offenen Debat-
tenkultur,

* argumentative und sachbezogene Diskussion abweichender Meinungen anstelle von Aus-
grenzung und Diffamierung derselben,

* (Garantie des freien Wortes durch einen direkt von den Biirgern gewahlten Pressrat, hier-
durch auch Schutz vor Zensur.

Da die aktuelle Konzentration von Presse und Medien in der Hand weniger profitorientierter
GroBkonzerne und Nachrichtenagenturen eine Meinungsvielfalt erschwert bis verunmaglicht,
muss diese gesetzlich verhindert werden.

2

Bildung, Forschung und Wissenschatt,

Kunst, Kultur und offentlicher Sport

Bildung, Forschung und Wissenschaft diirfen weder von wirtschaftlichen, macht- oder kir-
chenpolitischen Interessen bestimmt noch obrigkeitsstaatlich dominiert werden. Bildung ist

ein grundlegendes Menschenrecht, das auch in gesellschaftlichen Krisensituationen ein hohes
Gut bleiben muss.

Der Prasenzunterricht bietet Raum fiir soziales Lernen, soziales Miteinander und einen ada-
quaten Bildungsaustausch zwischen Lernenden und Lehrenden. Nicht zuletzt die Erfahrungen
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aus den Jahren der ,Coronapandemie haben gezeigt, dass weder ein Online- noch ein
Hybridunterricht dies leisten und somit den Prasenzunterricht ersetzen kann. Zudem verstarkt
ein onlinegestiitztes Lernangebot die soziale Spaltung und Bildungsungleichheit auf nicht
akzeptable Weise und fiihrt zu erheblichen psychosozialen Verwerfungen. Digitaltechnik eignet
sich ausschlieBlich und durchaus erfolgreich als Erganzung des analogen Unterrichts. Zu
beriicksichtigen sind bei diesen Uberlegungen jedoch auch immer entwicklungspsychologi-
sche Gesichtspunkte; so ist zum Beispiel ein computergestiitzter Unterricht im Grundschul-
alter kompromisslos abzulehnen.

Unser Ziel ist ein vielfaltiges, freies und soziales Bildungs- und Schulwesen, das offentlich
finanziert wird und sich selbst verwaltet. Es ermdglicht ein selbstbestimmtes und altersge-
maBes Lernen und beriicksichtigt die individuellen Starken und Schwéchen aller Schiiler.
Diese sollen gemaB ihrer Fahigkeiten gefordert und gefordert werden, was Minder- ebenso wie
Hochbegabungen einschlieBt. Soziale Ungerechtigkeiten miissen ausgeglichen werden; dies
kann beispielsweise durch eine Verringerung der Klassenstarke und/oder eine Erhdhung der
Personalstarke erfolgen. Schulmaterialien sollen iiber die Schulen direkt frei zugénglich sein.

Dabei gilt es, Kreativitat sowie kritisches und freies Denken als Grundlage fiir gesellschaftli-
che Prozesse zu starken und dies in den entsprechenden Schulfachern abzubilden. Idealer-
weise ist ein Lernen ohne Konkurrenz- und Zensurendruck zu erméglichen.

Ein vielféltiges und freies Hochschulwesen, das dffentlich finanziert wird, sich selbst verwal-
tet und selbsthestimmtes Lernen ermdglicht, ist unser Ziel fiir die Studierenden. Die staatliche
Grundfinanzierung der Hochschulen muss wieder gestarkt werden — ohne Einmischung der
Wirtschaft und des Staates in die Inhalte der Lehre und Forschung. Wissenschaft kann sich,
wie unser Grundgesetz es fordert, nur in Freiheit und im kontroversen Diskurs entfalten. Des
Weiteren setzen wir uns fiir eine Starkung der Geisteswissenschaften ein, um eine erneute
Ausgewogenheit zu den Naturwissenschaften zu erlangen.

Kunst, Kultur und Sport befriedigen geistige und soziale Grundbediirfnisse des Menschen.
Wir setzen uns fiir eine umfassende staatliche Finanzierung des kiinstlerischen und kulturel-
len Betriebes, frei von jeder Einflussnahme, sowie fiir die Forderung des Breitensports in
Deutschland ein, um ihn unabhéngig zu machen von wirtschaftlichen Interessen.



3
Demokratie, Gewaltenteilung und Justiz

Um eine Gesellschaftsverdanderung von der Basis her zu ermdglichen, schaffen wir die techni-
schen Moglichkeiten dafiir, dass jeder Bremer und jede Bremerin bei allen Gesetzesvorhaben
im Lande mitbestimmen kann. Jedes anstehende Gesetz werden wir dffentlich machen, Infor-
mationen zur Verfiigung stellen und einen Diskurs dariiber anregen, um dann als Abgeordnete
der Partei dieBasis das Votum aller teilnehmenden Menschen in die Biirgerschaft zu bringen.

Als dringend notwendig begreifen wir auch eine Veranderung folgender landesverfassungs-
rechtlicher Aspekte:

Die Gewaltenteilung gehdrt zu den wichtigsten Prinzipien der Demokratie. Die legislative
(gesetzgebende), die exekutive (vollziehende) und die judikative (rechtsprechende) Gewalt
sind deutlich zu trennen und entsprechende MaBnahmen auch im Land Bremen zu ergreifen.
Dies ist gerade deshalb zu betonen, weil die Schwachung oder teilweise AuBerkraftsetzung
der Legislative mithilfe einer ausufernden Flut von Coronaverordnungen im Land Bremen ab
Méarz 2020 die Regel wurde.

Die Unabhangigkeit der Justiz, also der Judikative, muss ebenfalls gewahrleistet und gestarkt
werden. Zielfiihrend ist hier anstelle von wohlfeilen Appellen vielmehr die Abschaffung der
Weisungsgebundenheit der Staatsanwaltschaften sowie die Befreiung von Einflussnahme
durch die Exekutive, vor allem bei der Auswahl und Beforderung von Richtern und Staatsan-
walten.

4
Wirtschaft, Arbeit und Handel, Geld- und Finanzsystem,
Steuern und Infrastruktur

Wirtschaft dient den Menschen, nicht umgekehrt. Sie darf weder die Menschen noch die
natiirlichen Lebensgrundlagen ausbeuten bzw. zerstoren und sollte Zusammenarbeit und Soli-
daritat fordern. Da eine Wirtschaft nur dann zukunftsfahig ist, wenn sie zugleich sozial und
okologisch ausgerichtet ist, miissen die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen dementspre-
chend demokratisch bestimmt werden. Ein Modell dafiir wére z. B. die Gemeinwohl-Okono-
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mie. Dazu zahlt auch, dass die Geldschdpfung in den Dienst der Allgemeinheit gestellt wird.
Die Partei dieBasis setzt sich fiir den Erhalt des Bargeldes ein; insbesondere Behdrden,
dffentliche Unternehmen und Einrichtungen miissen die Barzahlung ermdglichen. Weiter soll
ein Fokus auf eine regionale Wirtschaft gelegt werden, um die Wertschdpfung in der Region zu
belassen. Das kann u. a. durch eine starke Beriicksichtigung von Handwerksbetrieben und
Unternehmen mit Beschaftigten im Land Bremen bei Vergaben erreicht werden.

Die Bremer Landesregierung muss sich im Land selbst, aber auch bundesweit, z. B. im Bun-
desrat, fiir ein gerechtes und nachvollziehbares Steuersystem einsetzen, inshesondere auch
fiir die wirksame Besteuerung in Deutschland und Bremen tétiger Konzerne und Kapitalinves-
toren. Unser Ziel muss ein solidarisches und okologisches Wirtschaften sowie ein fairer Han-
del sein. Dabei muss die haushélterische Handlungsfahigkeit des Landes Bremen gestarkt
werden.

Die bremische offentliche Infrastruktur, die Energieversorgung und die Verkehrsmittel miissen
dem Gemeinwohl dienen und somit in der Zustandigkeit des Landes bzw. der Stadt bleiben
oder dahin zuriickgefiihrt werden. Die 6ffentliche Infrastruktur darf nicht privatwirtschaftli-
chen Interessen und dem ,Shareholder-value“ von GroBkonzernen untergeordnet werden.

Auch Wasserversorgung sowie Abwasser- und Miillentsorgung miissen in der dffentlichen
Hand bleiben oder dahin zuriickgefiihrt werden. Stadtischer Grundbesitz ist, wie Wasser und
Luft, ein offentliches Gut, seine Nutzung ist im Gemeinwohlinteresse zu gestalten, und er darf
nicht verkauft und Renditeinteressen ausgeliefert werden. Das Mittel dazu ist eine aktive
kommunale Bodenbevorratung und die Vergabe kommunalen Bodens nur iiber langfristige
Pachtvertrage. Das sieht auch der Artikel 45 Abs. 4 der Bremischen Landesverfassung vor:
,Grundbesitz ist der Spekulation zu entziehen. Stejgerungen des Bodenwertes, die ohne
besonderen Arbeits- oder Kapitalaufwand des Eigentiimers entstehen, sind fiir die Allgemein-
heit nutzbar zu machen. “ Die Bodenrenten sollten abgeschdpft und fiir die Finanzierung der
Infrastruktur verwendet werden.

Bereiche der elementaren Daseinsvorsorge der Bremer Biirger, wie z. B. das Wohnungswesen,
sollten in einem Mix aus unterschiedlichen, der Allgemeinheit dienenden, demokratisch kon-
trollierten Unternehmensformen organisiert werden. Hier gibt der Artikel 14, Abs.1 unserer
Landesverfassung eine klare Orientierung in Richtung bezahlbarer Wohnungen: , Jeder
Bewohner der freien Hansestadt Bremen hat Anspruch auf eine angemessene Wohnung.

Es ist Aufgabe des Staates und der Gemeinden, die Verwirklichung dieses Anspruchs zu
fordern.”
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Landwirtschaft, Okologie,
Tier- und Naturschutz

Die Menschheit als Teil der Natur hat ein elementares Interesse an der Erhaltung und Pflege
unserer gemeinsamen Lebensgrundlage. Dazu zahlt die verantwortungsvolle, umsichtige
Erhaltung der Biodiversitat. Wir sehen den Umwelt- und Tierschutz sowie die Umstellung der
Landwirtschaft auf 6kologischen Landbau als festen Bestandteil unseres respektvollen Um-
gangs mit der Natur — nicht zuletzt wegen der enormen Folgekosten, die die konventionelle
Landwirtschaft der Gesellschaft aufbiirdet, die aber nicht in die Preisgestaltung mit einflieBen
(gesundheitliche Schaden sowie Uberforderung der Kldranlagen durch Pestizide, Verunreini-
gung des Trinkwassers mit Antibiotika und Nitrit, Antibiotikaresistenz der Krankheitserreger
und so weiter).

Der Boden muss unsere Erndhrungssicherheit mit gesunden Lebensmitteln gewahrleisten und
darf nicht global agierenden Agrokonzernen ausgeliefert werden.

Wir fordern in allen Lebens- und Politikbereichen die Achtung vor unserer natiirlichen Lebens-
grundlage. Wir setzen uns fiir ein harmonisches Miteinander von Mensch und Natur ein. Res-
sourcengewinnung muss schonend gestaltet werden. In diesem Sinne setzen wir uns fiir die
sozial- und umweltvertragliche Gestaltung der Produktion, der Wirtschaft, des Handels und
des Verkehrs ein.

6

Sozialer Bereich, Gesundheit

und Sorgetatigkeit

Ein einfacher, existenzsichernder und gerechter Zugang Aller zum gesellschaftlich produzier-
ten Reichtum muss gewahrleistet werden. , Die Bundesrepublik Deutschiland ist ein demokra-

tischer und sozialer Bundesstaat“ (GG Art. 20, Abs. 1). Alle Menschen haben ein Recht auf
die Entfaltung ihrer Fahigkeiten und ein menschenwiirdiges Leben in freier Selbstbestimmung.

Die nicht-entlohnte Sorgetatigkeit — die sogenannte Care-Arbeit — in unseren Lebenszusam-
menhangen, fiir unsere Regeneration und das Wohlergehen unserer Kinder und Angehdrigen,
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ist eine unerldssliche, aber bisher gesellschaftlich wenig respektierte und wertgeschatzte Vor-
aussetzung unseres Gemeinschaftslebens. Ziel ist eine vollumfangliche und gerechte Gewahr-
leistung und Anerkennung dieser Sorgetatigkeiten.

Das Land Bremen muss die bestmdgliche Infrastruktur fiir Gesundheit, fiir eine menschen-
wiirdige Pflege und die Begleitung jiingerer sowie &lterer Generationen bereitstellen. Deren
Rechte und Selbsthestimmungsmaglichkeiten sind dabei zu achten. All dies muss demokra-
tisch gestaltet werden, kann nur mit umfassender dffentlicher Grundfinanzierung funktionie-
ren und darf nicht renditeorientierten Interessen untergeordnet oder ausgeliefert werden.

Das bremische Gesundheitswesen muss in erster Linie der Forderung der Gesundheit der
Bevdlkerung und der Krankheitspravention dienen. Bei der Behandlung von Krankheiten treten
wir fiir die Vielfalt medizinischer und therapeutischer Ansatze und Methoden ein und fordern
regionale, lokale und demokratisch selbstverwaltete Gesundheitszentren. Alle Biirgerinnen
und Biirger haben das Recht auf Heilmethoden ihrer Wahl. Das Wohl und die Genesung
erkrankter Menschen muss sozialversicherungsrechtlich abgesichert sein.

Kinder und Eltern sollen frei und ohne Druck wahlen kdnnen, fiir welchen Gesundheitsschutz
sie sich entscheiden. Wir setzen auf Eigenverantwortung der Biirger statt auf Bedrangung sei-
tens der Politik. Es muss transparent informiert werden — auch iiber die Nachteile und
Nebenwirkungen von Impfungen. Die ,Impf“stoffe gegen Corona (mRNA oder Vektor) sind
absolut neuartig, beruhen auf Gentechnik, wurden nicht in bisher bewahrter -Weise gepriift,
und ihre Langzeitfolgen sind véllig unbekannt. Die Nebenwirkungen der mRNA-Injektionen
miissen in einem offenen Diskurs wissenschaftlich und evidenzbasiert untersucht werden.
Daher gilt der Grundsatz der Freiwilligkeit in ganz besonderer Weise. Impfpflichten jeglicher
Art sind verfassungswidrig und miissen ausgeschlossen bleiben.

Exekutive Einsatze der Bundeswehr im Inneren, die mit der Wahrnehmung hoheitlicher Auf-
gaben verbunden sind — z. B. Kontaktnachverfolgung sogenannter , Infizierter” oder Impfkam-
pagnen mithilfe von Truppenteilen der Bundeswehr, wie sie das Bremer Gesundheitsressort
betrieben hat —, sind kiinftig auszuschlieBen; dies gilt, wie im Grundgesetz gefordert, insbe-
sondere fiir Aufgaben des Inneren, die Zwangs- und EingriffsmaBnahmen beinhalten. Die
Ressourcen hierfiir sollten stattdessen in zivilen Katastrophenschutz flieBen.

Die Starkung der kommunalen und bezugsnahen Selbstverwaltung, die Starkung der Entschei-
dungsbefugnisse der Stadtteilbeirate in Bremen und die ausreichende Refinanzierung (also
die haushélterische Starkung) ihrer Projekte schafft Raum und Mittel fiir die Bediirfnisse der
Menschen vor Ort: in den Stadtteilen, Ortsteilen und Quartieren.
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Bewohnerversammlungen als lokale, direktdemokratische Beschlussorgane sind zu starken.
Die Biirgerinnen und Biirger vor Ort miissen mitentscheiden kdnnen iiber alle sie betreffenden
Angelegenheiten. Dazu gehdren beispielsweise soziale Angebote vor Ort wie Hauser der Fami-
lie, Beratungsstellen, Biirger- und Jugendzentren, Kinderspielplatze, Parks und Erholungsorte
und so weiter.

]
Europaische und Internationale Politik
und Frieden

Die Partei dieBasis setzt sich kompromisslos fiir den Frieden und gegen Riistungsexporte ein.
Waffen dienen der Tétung von Menschen und der Zerstorung ihrer Lebensgrundlagen. Das Ver-
hot von Riistungsexporten in Krisengebiete ist nicht weitreichend genug, da Waffen tiber Um-
wege stets auch in Krisengebiete gelangen. Angesichts der vielen in Bremen angesiedelten
Riistungs(export)konzerne mit tausenden von Arbeitsplatzen muss sich die bremische Wirt-
schafts- und Forschungsforderung dafiir einsetzen, dass das Know-how der dort Beschaftig-
ten fiir die Herstellung sinnvoller, nachhaltiger und dkologischer Produkte eingesetzt wird. Die
deshalb in den 1990er-Jahren in Bremen begonnene Konversionsforderung muss wieder auf-
gegriffen und ausgebaut werden. Weiter fordern wir die Unterbindung des Missbrauchs der
bremischen Hafen und unserer Verkehrsinfrastruktur als Umschlagsort fiir fremde Truppen
und ihre Waffensysteme.

Das Land Bremen muss sich stérker fiir foderative Strukturen in Europa einsetzen. Wir brau-
chen die Forderung echter européischer Zusammenarbeit in einer Konfoderation, die die Sou-
veranitat aller Lander in Europa und deren Sicherheitsinteressen achtet und damit dem Frie-
den dient.

Im Gegensatz dazu ist die iiber den Willen der Vélker hinweg installierte EU mit ihren ver-
schiedenen Institutionen zutiefst undemokratisch und maBt sich an, immer gréBere Teile
unserer Souveranitat in von uns nicht demokratisch kontrollierbare EU-Behdrden zu ver-
lagern. Das ebenfalls iiber den Willen der Volker hinweg installierte Euro-System stiftet
zunehmend Unfrieden und Spaltung. Die von dort ausgehende , Geldschopfung aus dem
Nichts“ durch die EZB in Billionenhche erhdht die Risiken eines finanziellen Kollapses.
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Im Rahmen seiner Maglichkeiten sollte sich das Land Bremen im Bundesrat und anderen
bundesweiten und internationalen Institutionen fiir folgende Leitprinzipien einer internationa-
len Frieden fordernden Politik einsetzen:

«  Weg von der einseitigen Blockbindung, hin zu multilateraler Kooperation
 Achtung der Souveranitat und der Selbstbestimmung aller Lander der Welt
¢ Achtung der kulturellen, religiosen und sprachlichen Eigenstandigkeit aller Regionen

« Riickfiihrung der Bundeswehr ist auf eine reine Verteidigungsarmee zur Landesverteidi-
gung, wie im Geiste des Grundgesetzes vorgesehen

« Einsatz fiir Vélkerverstandigung, Menschenrechte und friedliche Kooperation

« Faire, auf gegenseitigem Nutzen basierende wirtschaftliche Zusammenarbeit mit allen
Landern der Welt.

Das Land Bremen sollte sich im Rahmen seiner Moglichkeiten fiir die Einhaltung des Volker-
rechts, wie es in der Charta der Vereinten Nationen formuliert ist, einsetzen.

Schlusswort

Die Partei dieBasis vereint Menschen ohne Unterschied der Staatsangehdrigkeit, des Standes,
der Herkunft, der ethnischen Zugehdrigkeit, des Geschlechts, der sexuellen Orientierung und
des Bekenntnisses. Totalitdre, diktatorische, gewalttatige sowie undemokratische Bestrebun-
gen jeder Art lehnen wir entschieden ab.

Im Zentrum unserer Arbeit steht der Mensch mit seinen Bediirfnissen als kérperlich-seelisch-
geistiges und soziales Wesen, das in seine natiirliche Umwelt eingebunden ist. Wir setzen uns
dafiir ein, dass das Leben der Einzelnen in groBtmaglicher Freiheit, sozialer Sicherheit und
Eigenverantwortung in einer Gesellschaft gleichberechtigter Individuen und in gegenseitiger
Verantwortlichkeit und Solidaritat méglich ist.

—11-



lllldieBasis

Basisdemokratische Partei Deutschland
Landesverband Bremen

Postfach 15 03 04, 28093 Bremen

E-Mail: post@dieBasis-hb.de
www.dieBasis-hb.de

@@@ /diebasispartei




	Präambel
	1 Medien
	2 Bildung, Forschung und Wissenschaft, Kunst, Kultur und öffentlicher Sport
	3 Demokratie, Gewaltenteilung und Justiz
	4 Wirtschaft, Arbeit und Handel, Geld- und Finanzsystem, Steuern und Infrastruktur
	5 Landwirtschaft, Ökologie, Tier- und Naturschutz
	6 Sozialer Bereich, Gesundheit und Sorgetätigkeit
	7 Europäische und Internationale Politik und Frieden
	Schlusswort

